
1.1. StGB - Besonderer Teil

§ 189
Tätige Reue
Von Maßnahmen der strafrechtlichen Verantwort­
lichkeit wegen Brandstiftung oder wegen fahrlässi­
ger Verursachung eines Brandes ist abzusehen, wenn 
der Täter aus eigenem Entschluß den Brand löscht, 
bevor ein weiterer als der durch die bloße Inbrand­
setzung verursachte Schaden entstanden ist.

§ 190
Verursachung einer Katastrophengefahr
(1) Wer vorsätzlich Talsperren, Rückhaltebecken, 
Schleusen, Wehre oder andere Einrichtungen oder 
Anlagen, die dem Schutz vor Naturgewalten dienen, 
zerstört, beschädigt oder in sonstiger Weise für ihre 
Zwecke unbrauchbar macht und dadurch fahrlässig 
eine Gemeingefahr verursacht, wird mit Freiheits­
strafe bis zu acht Jahren bestraft.
(2) Wer durch die Tat vorsätzlich eine Gemeinge­
fahr oder fahrlässig außerordentlich schwerwiegen­
de Folgen verursacht, wird mit Freiheitsstrafe nicht 
unter zwei Jahren bestraft.
.(3) Im Fall der vorsätzlichen Herbeiführung einer 
Gemeingefahr gemäß Absatz 2 sind Vorbereitung 
und Versuch, in allen anderen Fällen ist der Versuch 
strafbar.

§ 191
Beeinträchtigung
der Brand- oder Katastrophenbekämpfung
Wer vorsätzlich
1. Warn-, Melde- oder Alarmanlagen oder andere 

Einrichtungen oder Geräte, die der Brand- oder 
Katastrophenbekämpfung dienen, zerstört, be­
schädigt, mißbräuchlich benutzt, entfernt, 
zweckwidrig mit ihnen umgeht oder ihre Benut­
zung auf andere Weise erschwert oder verhin­
dert;

2. Not- oder Sicherheitszeichen oder die dafür fest­
gelegten Frequenzen mißbräuchlich benutzt;

3. gesetzlichen Bestimmungen oder Weisungen zu- 
widerhandeit, die der Verhütung oder Bekämp­
fung von Katastrophen dienen,

und dadurch vorsätzlich oder fahrlässig Maßnahmen 
zur Verhütung oder Bekämpfung von Bränden oder 
Katastrophen beeinträchtigt, wird mit Freiheitsstra­
fe bis zu zwei Jahren oder mit Verurteilung auf Be­
währung, Geldstrafe oder mit öffentlichem Tadel be­
straft oder von einem gesellschaftlichen Organ der 
Rechtspflege zur Verantwortung gezogen.

A n m e r k u n g :
Handlungen, die Maßnahmen zur Verhütung oder 
Bekämpfung von Bränden oder Katastrophen ge­
ringfügig beeinträchtigen, können als Ordnungswid- 
rigkeit verfolgt werden.

Hinweis: Vgl. § 13 der VO über den Katastrophen­
schutz (Reg.-Nr. 3.2.1. Ziff. 116); § 15 OWVO 
(Reg.-Nr. 3.4.); § 20 des Brandschutzgesetzes (Reg.- 
Nr. 3.2.1. Ziff. 51).

Verursachung einer Umweltgefahr

§ 191a
(1) Wer vorsätzlich unter Verletzung gesetzlicher 
oder beruflicher Pflichten eine Verunreinigung des 
Bodens, des Wassers oder der Luft mit schädlichen 
Stoffen oder mit Krankheitserregern verursacht oder 
verunreinigtes Trink- oder Brauchwasser abgibt und 
dadurch fahrlässig eine Gemeingefahr herbeiführt, 
wird mit Geldstrafe, Verurteilung auf Bewährung 
oder mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren bestraft.
(2) Wer durch die Handlung vorsätzlich eine Ge­
meingefahr verursacht, wird mit Freiheitsstrafe bis 
zu fünf Jahren bestraft.
(3) Wer durch die Handlung einen erheblichen Ge­
sundheitsschaden oder den Tod eines Menschen 
fahrlässig verursacht, wird mit Freiheitsstrafe bis zu 
acht Jahren bestraft.
(4) Der Versuch ist strafbar.

§ 191b
(1) Wer fahrlässig eine im § 191 а genannte Hand­
lung begeht und dadurch fahrlässig eine Gemeinge­
fahr herbeiführt, wird mit öffentlichem Tadel, Geld­
strafe, Verurteilung auf Bewährung oder mit Frei­
heitsstrafe bis zu einem Jahr bestraft.
(2) Wer durch die Handlung einen erheblichen Ge­
sundheitsschaden fahrlässig verursacht, wird mit öf­
fentlichem Tadel, Geldstrafe, Verurteilung auf Be­
währung oder mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren 
bestraft. Wurde der Tod eines Menschen fahrlässig 
verursacht, ist auf Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren 
oder auf Verurteilung auf Bewährung zu erkennen.
(3) Ein schwerer Fall liegt, vor, wenn
1. mehrere Menschen getötet werden oder
2. die Handlung auf einer rücksichtslosen Verlet­

zung der Bestimmungen zum Schutze des Bo­
dens, des Wassers oder der Luft beruht oder der 
Täter seine Sorgfaltspflichten im gesellschaftli­
chen Zusammenleben in besonders verant­
wortungsloser Weise verletzt.

In schweren Fällen wird der Täter mit Freiheitsstrafe 
von einem Jahr bis zu fünf Jahren bestraft. Liegen 
die Voraussetzungen der Ziffern 1 und 2 zugleich 
vor, kann die Freiheitsstrafe bis auf acht Jahre er­
höht werden.

Hinweis: Vgl. auch das Gesetz vom 14. 5. 1970 über 
die planmäßige Gestaltung der sozialistischen Lan­
deskultur in der DDR - Landeskulturgesetz - 
(GBl. I Nr. 12 S. 67) i. d. F. des Wassergesetzes vom 
2. 7. 1982 (GBl. I Nr. 26 S. 467) und die zu seiner 
Durchführung erlassenen Rechtsvorschriften.
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